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Geschaftsordnung des Senats der Freien Hansestadt Bremen

Der Senat

§1

Gegenstande der Beratung und Beschlussfassung durch den Senat

(1) Der Senat berat und beschlief3t tber alle Angelegenheiten, fir die die Verfassung oder
andere Rechtsvorschriften die Entseheidung des Senats vorschreiben.

(2) Er berat und beschliel3t insbesondere Uber:

1.

die Verteilung der Geschéfte auf seine Mitglieder (Geschéftsverteilung im Senat);
die Ubertragung von Befugnissen des Senats auf seine Mitglieder;
die Bildung von Senatskommissionen;

die Entsendung seiner Vertreterinnen und Vertreter in Senatskommissionen und
Deputationen, in den Bundesrat und dessen Ausschiisse und in den
Vermittlungsausschuss (Artikel 77 GG), in den Gemeinsamen Ausschuss (Artikel 53a
GG) sowie in andere Gremien, in denen eine Vertretung durch den Senat vorgesehen
ist;
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Angelegenheiten, bei denen ein Mitglied des Senats eine Beschlussfassung des
Senats beantragt; dies soll bei allen Angelegenheiten von allgemeiner oder
grundsatzlicher Bedeutung geschehen;

6. Gesetzentwurfe, Verordnungen, Anordnungen und Bekanntmachungen;

7. die Zustimmung zur Unterzeichnung von Staatsvertragen und, soweit erforderlich,
von Verwaltungsabkommen;

8. alle an die Burgerschaft zu richtenden Antrage und Mitteilungen;

9. Antworten auf Anfragen oder sonstige Ersuchen der Blrgerschaft;

10. die Stimmabgabe im Plenum des Bundesrates;

11. Angelegenheiten, die fur die gesamte bremische Verwaltung von Bedeutung sind;

12. Meinungsverschiedenheiten tber Fragen, die den Geschéaftsbereich mehrerer
Verwaltungsbehorden oder Amter beriihren;

13. die jahrlich aufzustellende mittelfristige Finanzplanung einschlie3lich des
Investitionsprogramms;

14. die Aufsicht Uber die Gemeinden:

§2

Gemeindeaufsicht des Senats

(1) Die Gemeindeaufsicht wird federfihrend vom Senator fir Inneres und Sport
wahrgenommen, mit Ausnahme.der Angelegenheiten aus dem Geschéftsbereich der
Senatorin fur Finanzen. Insoweit Ubt die Senatorin fur Finanzen die Gemeindeaufsicht aus.

(2) Die Mitglieder des Senats sind unbeschadet des Absatzes 1 verpflichtet,
Angelegenheiten der Gemeindeaufsicht aus ihnrem Geschéftsbereich zu bearbeiten und
gegebenenfalls dem Senat zu berichten. Sind allgemeine Fragen oder Angelegenheiten
der Finanzen beruhrt oder soll die Angelegenheit dem Senat zur Entscheidung vorgelegt
werden, sind der Senator fur Inneres und Sport oder die Senatorin fur Finanzen zu
beteiligen.

§3

Der Senat als Dienstvorgesetzter
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Soweit die Verfassung nichts anderes bestimmt, ist der Senat Dienstvorgesetzter aller im
Dienst der Freien Hansestadt Bremen stehenden Personen; er stellt sie ein und entlasst
sie. Der Senat kann diese Befugnisse ganz oder teilweise Ubertragen. Das Nahere regelt
die ,Anordnung Uber die Ernennung und Entlassung der bremischen Beamten und Richter
und zur Ubertragung von dienstrechtlichen Befugnissen®.

§4

Begnadiqungsrecht des Senats

Der Senat Uibt das Recht der Begnadigung aus. Er kann die Befugnis auf andere Stellen
Ubertragen. Das Né&here regelt die ,Anordnung des Senats Uber die Austbung des
Begnadigungsrechts®.

8§5

Die Senatskommissionen

(1) Der Senat bestimmt den Aufgabenbereich einer Senatskommission und legt fest,
inwieweit sie diesen anstelle des Senats eigenverantwortlich wahrnimmt.

(2) Einer Senatskommission kdnnen vorbehaltlich der Vertretungsregelung nach Absatz 3
nur Mitglieder des Senats angehoren.

(3) Vorsitzende oder Vorsitzender einer Senatskommission ist das in der
Geschaftsverteilung im Senat bei der Senatskommission an erster Stelle genannte
Mitglied des Senats. Es wird von den brigen Mitgliedern des Senats in der Reihenfolge
ihrer Benennung vertreten. Im Ubrigen werden die Mitglieder des Senats im
Verhinderungsfalle von ihren Vertreterinnen oder Vertretern im Amt (8 7 Absatz 2)
vertreten.

Die Mitglieder des Senats, die'Biirgermeisterin und der Biirgermeister, der Prasident
des Senats

§6.
Die Mitglieder des Senats

(1) Die Mitglieder des Senats tragen nach einer vom Senat zu beschlielRenden
Geschéftsverteilung die Verantwortung fiir die einzelnen Verwaltungsbehorden und Amter.
Sie vertreten innerhalb ihres Geschaftsbereichs die Freie Hansestadt Bremen.

(2) Der Urlaub der Mitglieder des Senats ist im Senat abzustimmen.

(3) Die Mitglieder des Senats unterrichten den Senat Uber beabsichtigte Dienstreisen in
das Ausland.
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§7

Vertretung der Mitglieder des Senats

(1) Die Mitglieder des Senats vertreten sich vorbehaltlich der Regelung in den Absatzen 2
und 3 untereinander. Die Vertretung wird durch Senatsbeschluss geregelt.

(2) In den laufenden Verwaltungsgeschaften sowie in Angelegenheiten, die nach der
Verfassung oder anderen Rechtsvorschriften nicht ausschlief3lich den Mitgliedern des
Senats vorbehalten sind, sind die Staatsratinnen oder Staatsrate (Vertreterinnen oder
Vertreter im Amt) standige Vertreter der Mitglieder des Senats.

(3) Die Vertretung der Mitglieder des Senats in den Senatskommissionen regelt sich nach
Absatz 4 und 8§ 5 Absatz 3 Satze 2 und 3.

(4) In den Deputationen wird das berufene Mitglied des Senats durch seine Vertreterin
oder seinen Vertreter im Amt vertreten; dies gilt nicht fir den/vorsitz.

§8

Beteiligung anderer Mitglieder des Senats

(2) In Angelegenheiten, die die Geschaftsbereiche mehrerer Mitglieder des Senats
berthren, hat das federfihrende Senatsmitglied die betroffenen anderen Mitglieder des
Senats rechtzeitig zu beteiligen und die Senatskanzlei zu unterrichten, soweit die
Kenntnisnahme fir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben von Bedeutung ist.

(2) Uber besondere Falle der Beteiligung.beschliet der Senat.

(3) Bei Meinungsverschiedenheiten haben sich die betroffenen Mitglieder des Senats oder
ihre Vertreterinnen oder Vertreter im Amt um eine Einigung zu bemthen. Gelingt dies
nicht, so entscheidet der Senat (§ 2 Nummer 12).

8§89

Wahl der Bilirgermeisterin

Neben dem von der Birgerschaft gewahlten Prasidenten des Senats ist ein weiteres
Senatsmitglied Burgermeisterin. Sie wird vom Senat in geheimer Wahl gewabhit.

§10

Der Prasident des Senats

(1) Der Prasident des Senats fuhrt den Vorsitz im Senat und leitet dessen Geschafte. Er
hat fur den ordnungsgemal3en Geschéaftsgang sowie flr die gehdrige Ausfiihrung der von
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den Mitgliedern des Senats wahrzunehmenden Geschéafte Sorge zu tragen. Er ist
ermachtigt, rechtsverbindliche Erklarungen fiir die Freie Hansestadt Bremen abzugeben.

(2) Eingange fur den Senat sind vom Préasidenten des Senats dem Senat in der n&chsten
Senatssitzung oder den Mitgliedern des Senats abschriftlich zur Kenntnis zu geben.

(3) Der Prasident des Senats hat die koordinierende Vorbereitung und Durchfiihrung der
Senatsentscheidungen und sonstigen Senatsaufgaben sicherzustellen.

(4) Der Prasident des Senats ist aus den Geschaftsbereichen der einzelnen Mitglieder des
Senats uber alle Malinahmen und Vorhaben zu unterrichten, die fur die Leitung der
Geschafte des Senats von Bedeutung sind.

(5) Der Prasident des Senats hat das Recht, jederzeit von den Mitgliedern des Senats
Auskiinfte Uber Vorgange und MalBnahmen in deren Geschéftsbereichen einzuholen.

(6) Der Prasident des Senats hat das Recht, von der Présidentin des Rechnungshofes
gutachtliche AuRerungen tber Fragen einzuholen; deren.Beantwortung fiir die
Bewirtschaftung o6ffentlicher Mittel oder die Verwaltung éffentlichen Vermdgens von
Bedeutung ist.

§11

Vertretung des Prasidenten des Senats

(1) Der Prasident des Senats wird durch die Burgermeisterin, bei deren Verhinderung
durch ein anderes vom Prasidenten des Senats bestimmtes Mitglied des Senats vertreten.

(2) Im Falle der Vertretung zeichnen auf Briefkopfbogen “Der Prasident des Senats”

a) die andere Biurgermeisterin:
In Vertretung
(Unterschrift)
Blrgermeisterin

b) die Mitglieder des Senats:
Fur den Prasidenten des Senats
(Unterschrift)
Senatorin oder Senator.

._
Die Senatssitzungen

§12

Sitzungen des Senats
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(1) Die ordentlichen Sitzungen des Senats finden regelmafilig wochentlich statt. Der Senat
oder der Prasident des Senats kdnnen aufR3erordentliche Sitzungen anberaumen.

(2) Der Prasident des Senats eroffnet, leitet und schliel3t die Sitzungen des Senats. Die
Tagesordnung fur die Senatssitzung wird von der Senatskanzlei zusammengestellt (§ 19)
und von der Staatsratekonferenz (8 17) vorberaten. Die Beratung im Senat ist
grundsatzlich durch Senatsvorlagen (8 18) vorzubereiten. Fir die Behandlung von
Bundesangelegenheiten gilt § 20.

(3) Die Sitzungen des Senats sind vertraulich. Mitteilungen Uber die Senatssitzungen sind
ohne besondere Ermachtigung des Senats unzulassig.

(4) An den Sitzungen nehmen aulRer den Mitgliedern des Senats mit beratender Stimme
der Chef der Senatskanzlei, die Vertreterinnen oder Vertreterim Amt der Mitglieder des
Senats, ein Mitglied des Magistrats der Stadt Bremerhaven und.der Sprecher des Senats
teil. Der Vorsitzende kann die Teilnahme auf die Mitglieder des Senats beschranken.

(5) Mitglieder des Senats, die verhindert sind, an@en Sitzungen teilzunehmen, zeigen dies
rechtzeitig der Senatskanzlei an.

§13

Beschlussfassungen im Senat

(1) Der Senat ist beschlussfahig, wenn.mindestens drei seiner Mitglieder anwesend sind.
Die Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Ein Mitglied des Senats,
das mehrere Geschéftsbereiche vertritt, besitzt nur eine Stimme. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Prasidenten des Senats. Im Senat darf kein Koalitionspartner
uberstimmt werden. Der Vorsitzende stellt den Wortlaut der jeweiligen Beschlisse fest.

(2) Die Beratung und Entscheidung Uber Beschwerden, die beim Senat Giber Handlungen
oder Unterlassungen ven Mitgliedern des Senats erhoben werden, erfolgt in Abwesenheit
der oder des Betroffenen.

§14

Widerspruch gegen Senatsbeschliisse

(1) Beschliel3t der Senat in einer Frage von finanzieller Bedeutung gegen die Stimme der
Senatorin fur Finanzen oder des sie vertretenden Mitglieds des Senats, so kann diese
gegen den Beschluss ausdricklich Widerspruch erheben. In diesem Falle ist Uber die
Angelegenheit in einer weiteren Sitzung des Senats frihestens nach sieben
Kalendertagen abzustimmen.
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Senator fur Justiz und Verfassung oder das ihn
vertretende Mitglied des Senats gegen einen Beschluss des Senats ausdriicklich
Widerspruch wegen Unvereinbarkeit mit geltendem Recht erhebt.

§15

Niederschriften iiber die Senatssitzungen

(1) Der Protokollfuhrer fertigt Uber die Sitzungen des Senats eine Niederschrift an. Diese
hat Beginn und Ende der Sitzungen, die Namen der Sitzungsteilnehmerinnen und
Sitzungsteilnehmer, ein Verzeichnis der Verhandlungsgegenstande sowie die zu den
Verhandlungsgegenstanden gefassten Beschlisse des Senats zu enthalten. Von
Mitgliedern des Senats im Senat vorgetragene, schriftlich abzugebende
Protokollerklarungen werden auf deren ausdriicklichen Wunsch als Kenntnisnahmen des
Senats mit in die Beschliisse aufgenommen.

(2) Die Niederschriften werden unmittelbar nach Fertigstellung den Mitgliedern des Senats
von der Senatskanzlei als Entwurf zur umgehenden Durchsicht und Rickgabe Ubersandt.

Der Entwurf der Niederschrift wird jeweils in der nachstfolgenden Sitzung des Senats von

der oder dem Vorsitzenden zur Genehmigungsaufgerufen:

(3) Die Niederschriften sind in der endgtltigen Fassung von der oder dem jeweiligen
Vorsitzenden der Senatssitzung und vom Protokollftiihrer zu unterzeichnen.

(4) Die Niederschriften sind Akten des<Senats. Von den Niederschriften werden zwei
Urschriften hergestellt.

(5) Die Beschlusse des Senats werden von der Senatskanzlei den Senatsbereichen und
dem Oberbirgermeister der Stadt Bremerhaven im Dokumentenmanagementsystem
VISKompakt zur Verfiigung gestelit.

816
Durchfiihrung der Senatsbeschliisse einschlieRlich der Bekanntgabe gegeniiber
den Betroffenen

(1) Die Durchfuihrung eines Senatsbeschlusses obliegt dem zustandigen Mitglied des
Senats.

(2) Die vom Senat gefassten Beschlusse sind fur die Mitglieder des Senats sowie fur
deren Behdorden, Dienststellen und Amter verbindlich und gegeniiber allen in Frage
kommenden Stellen sowie gegeniiber der Offentlichkeit einheitlich zu vertreten.

§17

Vorberatung der Tagesordnung fiir die Senatssitzung
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(1) Die Staatsratekonferenz hat die Aufgabe, die Tagesordnung flr die Senatssitzung
vorzuberaten.

(2) Das Ergebnis der Beratungen Uber die Tagesordnung der Senatssitzungen wird von
der Senatskanzlei in Empfehlungen zu den einzelnen Punkten festgehalten. Fur die
Vorberatung der Bundesratsangelegenheiten obliegt diese Aufgabe der Bevollmachtigten
der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fur Europa.

(3) An den Staatsratekonferenzen nehmen der Chef der Senatskanzlei, die Vertreterinnen
und Vertreter im Amt der Mitglieder des Senats oder die mit der Vertretung beauftragten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Stimmrecht sowie die Landesbeauftragte fir die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau, eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Magistrats der Stadt Bremerhaven und der Sprecher des Senats ohne Stimmrecht teil. Zu
einzelnen Tagesordnungspunkten kénnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Geschéftsbereiche zugezogen werden.

(4) Den Vorsitz fuhrt der Chef der Senatskanzlei, im Falle seiner Verhinderung die oder der
jeweils dienstélteste Staatsratin oder Staatsrat (Vertreterin oder Vertreter im Amt).

§18

Senatsvorlagen

(1) Die Beratung im Senat ist grundsatzlich durch Senatsvorlagen vorzubereiten.
Umfangreiche Vorlagen sind mit einem'Vorblatt zu versehen.

(2) Vorblatt und Senatsvorlagen sind grundsatzlich wie folgt zu gliedern:

— Problem

— LOsung

— Alternativen

Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen

— Beteiligung und Abstimmung

— Offentlichkeitsarbeit und Veroffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz

O MmO @ >
|

— Beschlussvorschlag

In allen Senatsvorlagen ist unter dem Punkt ,Offentlichkeitsarbeit/Veréffentlichung nach
dem Informationsfreiheitsgesetz” dazu Stellung zu nehmen, ob die Senatsvorlage nach
Beschlussfassung uber das zentrale elektronische Informationsgesetz veroéffentlicht
werden soll. Bei Beschlussvorlagen zu geeigneten Planungsvorhaben ist unter
.Beteiligung und Abstimmung* zu erlautern, in welcher Form und mit welchen Ergebnissen
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eine direkte Beteiligung von Blrgerinnen und Blrgern — auch tber die gesetzlichen
Vorschriften hinaus — erfolgte oder in welcher Weise diese noch erfolgen soll.

(3) Die Vorlagen sind vor inrer Anmeldung zur Beratung im Senat mit allen betroffenen
Ressorts abzustimmen. In den Vorlagen ist darzustellen, welche Geschéaftsbereiche oder
sonstigen Stellen beteiligt wurden. Bei Meinungsverschiedenheiten gilt § 8 Absatz 3;
strittige Punkte sind darzustellen.

(4) Soweit aus Beschlissen des Senats Auswirkungen auf die Stadtgemeinde
Bremerhaven oder auf den Haushalt der Stadtgemeinde Bremerhaven zu erwarten sind,
ist hierauf in der Vorlage unter Abschnitt D gesondert hinzuweisen.

(5) Die Vorlagen miissen dem Senat einen formulierten, aus sich heraus verstandlichen
Beschluss vorschlagen. Ein auf Kenntnisnahme gerichteter Beschluss des Senats schlief3t
nicht das Einverstéandnis des Senats mit dem Inhalt der Vorlage ein.

§19

Aufstellung der Tagesordnung fiir die Senatssitzung

(1) Die Tagesordnung fiir die Senatssitzung wird,von der Senatskanzlei zusammengestellt.
Die Senatskanzlei stellt die Tagesordnung unverzuglich nach Eingang der Senatsvorlagen
in VISKompakt fir die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Senatssitzung zur Verfigung.

(2) Die Senatsvorlagen zu den einzelnen,Tagesordnungspunkten sind spétestens sieben
Kalendertage vor den Senatssitzungen bis 9.00 Uhr in VISKompakt bei der Senatskanzlei
einzureichen. Verspatet eingehende Senatsvorlagen werden auf die Tagesordnung der
Ubernachsten Senatssitzung gesetzt; in zu begriindenden Eilfallen und auf ausdriicklichen
Wunsch des jeweiligen Mitglieds des,Senats sind verspatete Senatsvorlagen schon auf die
nachste Tagesordnung zu setzen,wenn sie funf Kalendertage vor der Senatssitzung bis
9.00 Uhr in VISKompakt bei der. Senatskanzlei eingegangen sind.

(3) In besonders dringlichen Fallen berat der Senat auch Tischvorlagen und
Erorterungspunkte ohne Senatsvorlage.

§20

Behandlung von Bundesangelegenheiten

(1) Der Senat ist Uber Vorhaben der Bundesgesetzgebung sowie Uber
Verordnungsentwiirfe der Bundesregierung oder andere Vorhaben des Bundes von
besonderer politischer, finanzieller oder verwaltungsmaliger Bedeutung durch das
zustandige Mitglied des Senats unter Beteiligung der sachlich mitbetroffenen
Geschaftsbereiche mdglichst frihzeitig zu unterrichten. Eine Unterrichtung kann
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unbeschadet einer Abstimmung auch durch die Bevollmachtigte der Freien Hansestadt
Bremen beim Bund und fur Europa erfolgen.

(2) Die Bevollméachtigte der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fir Europa
versendet die Drucksachen, Protokolle, Beschliisse und sonstigen
Verhandlungsunterlagen des Bundesrates und seiner Ausschuisse in der Regel am Tage
der Auslieferung durch das Sekretariat des Bundesrates an die Senatskanzlei. Den
beteiligten Ressorts leitet die Senatskanzlei die Unterlagen nach Eingang unverzglich zu.

(3) Vor der Beschlussfassung im Senat werden die Vorlagen des Bundesrates in der
Staatsratekonferenz vorberaten. Die Entscheidungsvorschlage der Staatsratekonferenz
werden von der Bevollméachtigten der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fir
Europa in der Senatssitzung vorgetragen.

(4) Die Stimmfuhrerschaft im Bundesrat obliegt der Bevollmachtigten der Freien
Hansestadt Bremen beim Bund und fur Europa oder deman ihrer Stelle zur
Wahrnehmung der Sitzung des Bundesrates bestelltenMitglied des Senats. Das Mitglied
des Senats ist bei seiner Stimmabgabe grundsatzlich an die.vom Senat getroffenen
Entscheidungen gebunden. Eine abweichende, Stimmabgabe im Bundesrat ist in der
nachsten Senatssitzung zu begrinden.

8§21
Vorbereitung von Angelegenheiten des Vermittlungsausschusses

(1) Unverziglich nach Beschluss uiber die Anrufung des Vermittlungsausschusses
unterrichtet die Bevollméachtigte der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fiir Europa

— den Prasidenten des Senats,

— die Burgermeisterin als stéandige Vertreterin des Prasidenten des Senats,
— die Senatorin fur Finanzen,

— die zustandige senatorische Behdorde.

(2) Ergibt die Anrufung wesentliche neue Gesichtspunkte, fertigt die zustandige
senatorische Behorde eine Senatsvorlage rechtzeitig zur Vorbereitung der nachsten
Sitzung des Senats. Anderenfalls erlautert die zustandige senatorische Behorde oder die
Bevollméachtigte der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fir Europa die
Angelegenheiten mundlich im Senat.

§22

Die Senatskanzlei
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(1) Die Senatskanzlei unterstitzt den Senat, insbesondere den Prasidenten des Senats,
bei der Erfullung seiner Aufgaben.

(2) Der Chef der Senatskanzlei leitet die Senatskanzlei nach den Weisungen des
Prasidenten des Senats.

V..
Sonstige Vorschriften

§23

Verkehr mit der Biirgerschaft

(1) Der Senat bestellt fir die Sitzungen der Birgerschaft (Landtag) und der
Stadtbirgerschaft je ein Mitglied zu seiner allgemeinen Vertreterin oder seinem
allgemeinen Vertreter sowie fur Tagesordnungspunkte, bei.denen eine Debatte
vorgesehen ist, das zustandige oder federfihrende Mitglied des Senats zu seiner
besonderen Vertreterin oder seinem besonderen Vertreter, bei dessen Abwesenheit die
Vertreterin oder den Vertreter im Amt oder ein anderes Mitglied des Senats. Den
Vertreterinnen oder den Vertretern des Senats konnen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter
ihrer Geschéftsbereiche beigeordnet werden.

(2) Der Schriftverkehr mit der Burgerschaftawird Gber den Prasidenten des Senats gefuhrt,
sofern nicht durch Rechtsvorschrift oder Vereinbarung zwischen der Blrgerschaft und dem
Senat oder diese Geschaftsordnung etwas -anderes bestimmt ist.

(3) Die vom Senat verabschiedeten Mitteilungen an die Blirgerschaft sowie der Wortlaut
sonstiger fur die Burgerschaft bestimmter Vorgange dirfen von keiner Stelle der
Verwaltung geandert werden..Erweist sich nachtraglich eine Anderung als notwendig, ist
ein erneuter Senatsbeschluss herbeizufiihren. Offenbare Unrichtigkeiten konnen im
Einvernehmen mit dem Prasidenten des Senats und den beteiligten Mitgliedern des
Senats durch die Senatskanzlei berichtigt werden. Sind solche Unrichtigkeiten nicht
inhaltlicher, sondern ausschliel3lich redaktioneller Art, ist eine Berichtigung im direkten
Verkehr zwischen Senatskanzlei und Verwaltung der Birgerschaft herbeizufiihren.

(4) Der Senat unterrichtet die Burgerschaft unmittelbar Gber eigene Initiativen im Plenum
des Bundesrats sowie Uber den Beitritt der Freien Hansestadt Bremen zu Initiativen
anderer Lander.

(5) Der Chef der Senatskanzlei bringt dem Senat in seiner nachsten Sitzung die
BeschlUsse der Burgerschaft zur Kenntnis. Sie werden durch die Senatskanzlei
unverzuglich den beteiligten Mitgliedern des Senats zugestellt.
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§24

Vertretung des Senats

(1) Mitteilungen an die Burgerschaft werden von der oder dem nach § 23 Absatz 1
bestellten Vertreterin oder Vertreter des Senats in der Birgerschaft vertreten.

(2) Die Vertretung des Senats in der Burgerschaft und deren Ausschissen hat einheitlich
zu erfolgen. Die Vertreterin oder der Vertreter des Senats tragen die Auffassung und
Beschlusslage des Senats vor, auch wenn einzelne Senatsmitglieder abweichender
Auffassung sind.

§25

Verkehr mit den Ausschiissen der Biirgerschaft

(1) In den Ausschissen der Burgerschaft wird der Senat durch. die Mitglieder des Senats
vertreten, in deren Geschéftsbereich die zur Verhandlung stehende Angelegenheit fallt. Im
Falle ihrer Verhinderung werden sie von ihren Vertreterinnen oder Vertretern im Amt oder
durch von ihnen beauftragte Angehdrige ihres Geschéaftsbereiches vertreten.

(2) Der schriftliche Verkehr mit den Ausschissen wird durch das zustandige Mitglied des
Senats bzw. Fachressort im Rahmen vorliegender Senatsbeschliisse bzw. der vom Senat
beschlossenen Vorlagen durchgefinhrt.

(3) Bevor bei wesentlichen Anderungen.einer Gesetzesvorlage in den Ausschissen der
Blrgerschaft das Einverstandnis erklart wird, ist der Senat zu befassen.

(4) Entwurfe des Senats zu Gesetzen oder Verordnungen kann das zustandige

Senatsmitglied nach Verstandigung.des Senats in Ausnahmeféallen mit dem zustandigen
Ausschuss vorbesprechen, wenn eine Feststellung der Auffassung des Ausschusses vor
der Entscheidung des Senats oder Senatsmitglieds geboten oder zweckmallig erscheint.

(5) In Angelegenheiten

a) von allgemeiner oder grundsétzlicher politischer oder finanzieller Bedeutung oder

b) bei Meinungsverschiedenheiten Uber Fragen, die den Geschaftsbereich mehrerer
Ressorts bertihren,

erfolgt der schriftliche Verkehr mit den Ausschiissen nach Befassung im Senat.

§26

Erteilung einer Auskunft
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Eine Auskunft nach Artikel 105 Absatz 4 Landesverfassung ist vom zustandigen
Senatsmitglied auf Grundlage der Auffassung und Beschlusslage des Senats zu erteilen.
Vor Erteilung einer Auskunft in Angelegenheiten

a) von allgemeiner oder grundsétzlicher politischer oder finanzieller Bedeutung oder

b) bei Meinungsverschiedenheiten Uber Fragen, die den Geschaftsbereich mehrerer
Ressorts bertihren,

fuhrt das zustandige Senatsmitglied eine Beratung und Beschlussfassung im Senat
herbei.

§27

Geschiftsverkehr nach auRen

(1) Der Geschéftsverkehr mit

a) dem Bundesprasidenten,

b) dem Bundeskanzler,

c) dem Deutschen Bundestag,

d) dem Bundesrat,

e) den Regierungschefs der Lander,

f)  den Mitgliedern auswartiger Regierungen,

g) dem Prasidenten des:Europaischen Parlaments und

h) dem Prasidenten der Kemmission der Européischen Union

ist dem Prasidenten des Senats vorbehalten.

(2) Von den Schreiben an die genannten Organe Ubersendet die Senatskanzlei den
beteiligten Geschéaftsbereichen und der Bevollméachtigten der Freien Hansestadt Bremen
beim Bund und fur Europa eine Abschrift.

(3) Mit den Ausschiissen des Bundesrates verkehren die Geschaftsbereiche unmittelbar,
soweit sich der Geschaftsverkehr auf die Ausschussarbeiten bezieht. Die Bevollméchtigte
der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fur Europa ist gleichzeitig zu unterrichten.
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(4) Die Geschéftsbereiche verkehren mit den Bundesministerien unmittelbar; der
Geschaftsverkehr in Fragen von besonderer politischer Bedeutung kann dem Prasidenten
des Senats ubertragen werden.

(5) Von Schreiben zwischen den Geschéftsbereichen und den Bundesministerien sind der
Senatskanzlei und der Bevollméachtigten der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und
fur Europa Abschriften zu Gibersenden, soweit sie fir den Senat von allgemeiner und
grundsatzlicher Bedeutung sind; dies gilt insbesondere, wenn

a) die Aufgaben des Prasidenten des Senats zur koordinierenden Vorbereitung und
Durchftihrung der Senatsentscheidungen sowie seine sonstigen Aufgaben zur
Leitung der Geschafte des Senats betroffen werden (8§ 10 Absatz 3 und 4),

b) die Geschaftsbereiche mehrerer Mitglieder des Senats bertihrt.werden (8 8 Absatz 1),

c) die Kenntnis fur die Wahrnehmung der Aufgaben der'Bevollmachtigten der Freien
Hansestadt Bremen beim Bund und fir Europa von Bedeutung ist.

Uber Gesprache der Geschaftsbereiche mit den Bundesministerien tiber allgemeine und
grundsatzliche Fragen ist durch Ubersendung von Vermerken oder durch miindliche
Information die Unterrichtung des Prasidenten des Senats und der Bevollméchtigten der
Freien Hansestadt Bremen beim Bund und fur Europa sicherzustellen. Entsprechendes gilt
fur die Information des Prasidenten des Senats.sowie der Bevollmachtigten der Freien
Hansestadt Bremen beim Bund und flr Europa gegeniber den anderen
Geschaftsbereichen.

(6) Fur den amtlichen Verkehr mit:Institutionen und Dienststellen der Europaischen Union
gelten die vorstehenden Regelungen entsprechend.

(7) Fur den amtlichen Verkehr mit Dienststellen im Ausland und mit auslandischen
Dienststellen im Inland sind die hieriiber von der Senatskanzlei erlassenen Richtlinien
maf3gebend.

§28

Reprasentation

(1) Aufgaben reprasentativer Art (Gasteveranstaltungen) fur die Freie Hansestadt Bremen
werden grundsatzlich vom Senat wahrgenommen. lhre Durchfiihrung obliegt den
Mitgliedern des Senats, soweit sie nicht dem Chef der Senatskanzlei oder den
Vertreterinnen oder Vertretern im Amt Gbertragen worden ist.

(2) Das Néahere uber die Durchfihrung der dem Senat obliegenden repréasentativen
Aufgaben regeln besondere Richtlinien des Senats.
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(3) Zu den Aufgaben reprasentativer Art gehoren insbesondere:

—  Staatsbesuche,

—  Senatsempfange,

—  Ubernahme von Schirmherrschaften,

—  Mitgliedschaften in Ehrenausschissen,

—  Stiftung und Verteilung von Ehrenpreisen, Geschenken und Auszeichnungen,
—  Gluckwinsche und Beileidsbezeigungen des Senats.

(4) Fur die Bearbeitung der in Absatz 1 genannten Angelegenheiten ist in Bremen die
Senatskanzlei, in Berlin und Brussel die Bevollméchtigte der/reien Hansestadt Bremen
beim Bund und fur Europa federfihrend.

§29

Inkrafttreten der Geschéaftsordnung

Die Geschaftsordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt damit
die Geschéftsordnung vom 29. Juni 2007(Brem.ABI. S. 735) aul3er Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 30. Juni 2011

Der Senat

Seite 16 von 16



	Geschäftsordnung des Senats der Freien Hansestadt Bremen
	Vom 30. Juni 2011


